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Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurkt, Pelikſch- Bikkerfeld,
wikkenberg Schweinißk, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Deutſ cher Heeresbericht.

Großes Hauptquartier, N. Nov. 1917. (W. T. BV.)
Weſtlicher Kriegsſchauplat,.

Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht. Jn Flan
dern nahm die Artillerietätigkeit zwiſchen dem Houthonl-
ſter Wald und Zandvoorde am Nachmittag wieder große
Heftigkeit an.

Jn einzelnen Abſchnitten des Schlachtfeldes ſüdweſtlich von
Cambrai tagsüber ſtarker Fenerkampf. Unter dem Schutze
der Dunkelheit bereitgeſtellte engliſche Jnfanterie griff am
Abend Dorf und Wald Bourlon an; im ſchweren Nahkampf
wurde ſie zurückgeworfen. Die Vaorfeldtätigkeit blieb auf der
ganzen Schlachtfront rege.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. Nördlich von
Prunay wurde ein franzöſiſcher Vorſtoß im Grabenkampf
abgewieſen. Auf dem öſtlichen Magasufer war die Gefechts
tätigkeit tagsüber mäßig. Am Abend trat zwiſchen Samog-
neux und Veaumont und beiderſeits von Ornes er-
hebliche Feuerſteigerung ein.

Heeresgruppe Herzog Albrecht. An der Combres-
höhe und zwiſchen St. Mihiel und Pont-à-Mouſſon
lebte die Feuertätigkeit zeitweilig auf.

Oeſtlicher Kriegsſchaußlatz und mazedoniſche
Front keine größeren Kampfhandlungen.

Jtalieniſche Front.
Die Lage iſt unverändert.

Schiffsverſenkungen. Berlin, 26. November. Neue Unter
r auf dem nördlichen Kriegsſchauplatz: 20 000

rutto-Regiſtertonn en. Unter den verſenkten Schiffe
anden ſich zwei groß beladene Dampfer on e J der e

Amerikas Schiffahrtsaufſchwun
Reuterbericht meldet der Schiffahrtsrat, daß Bauaufträge auf

Nach einem Waſhingtoner

chiffe mit einer Geſamt-Tonnage von mehr als vier
Millionen Tonnen vergeben wurden, und zwar 345
Stahlſchifſe, 375 Holzſchiffe und 58 Schiffe, die zum Teil aus
Lolz und zum Teil aus Stahl gebaut werden ſollen.

Der Ausfall der auſtraliſchen Weizenernte. Reuter meldet
aus Adelaide: Die diesjährige Weizenernte Auſtraliens be
trägt nur 26 Millionen Buſhels gegen 43 Millionen im Vor
jahre. Der Ausfall wird dem Mangel an Arbeitskräften zu
geſchrieben.

Sozialiſtiſche Kundgebungen in Spanien. Madrid, 26. No
vember. Die Amneſtiekund gebung am Sonntag ver-
lief in vollſter Ordnung. Mehr als 10 000 Perſonen ſollen dar
an teilgenommen haben. Nach Anſprachen von Paulo Jgleſias
und Leraux brachte die Menge Hochrufe auf das Streikkomitee
e Prxeite Spanien aus. Sie zerſtreute ſich hierauf ohne
Zwiſchenfall.

Keiner wagt es!
Kein neutraler Staat traut ſich, Friedensverhand

lungen vorzuſchlagen
Alle fürchten ſich vor der Gewalt und Feindſchaft der Krieg-

führenden!

Kopenhagen, 25. November. Provinzblätter veröffent
lichen das Gerücht, die W e r hättenbeſchloſſen den Miniſter des Auswärtigen, Scavenius, zu
erſuchen, ſich an die anderen neutralen Staaten zu wenden
zwecks Prüfung der Frage, ob die Zeit günſtig für die Neutralen
ſei, das Anerbieten einer Friedensvermittlung zu machen. Das
Ritzauſche Bureau erfährt, daß Miniſter Scavenins keine
ſolche Aufforderung erhalten hat. und daß, wenn eine ſolche
Aufforderung erfolgen ſollte, die Antwort in Uebereinſtim
mung mit dem bei früheren Gelegenheiten eingenommenen
Standpunkte der Regierung lauten würde, daß die Regierung
ſich nicht imſtande ſehe, in der gewünſchten Richtung die Jni-

Kative zu ergreifen. eSo ungehenerlich iſt der Druck der imperialiſtiſchen Groß
mächte auf die kleinen neutralen Staaten!

Auch der Farß gibt das Spiel auf. Rom, 26. November.
Das päpſtliche Organ Oſſervatore Romano veröffentlicht fol
gende Note: Man meldete, daß der Heilige Stuhl einen neuen
Aufruf zugunſten des Friedens an die beiden krieg-führenden Heſchtegruppen oder an eine dieſer beiden Gruppen
erichtet habe oder demnächſt richten würde. Wir ſind zu der
rklärung ermächtigt, daß dieſe Meldung jeder Begründung

ratbehrt.
Dänemark ſchloß ſich ab!

Die däniſche Regierung erließ ein Vieh und Nahrungs
mittel-Ausfuhrverbot! Die däniſche Regierung hat ein ſofort
in Kraft tretendes Ausfuhrverbot für lebendes Rindvieh,
Schafe, Ziegen erlaſſen, ferner für Fleiſch und Schlachtabfälle
von Pferden, Vieh, Schafen, Ziegen und Schweinen, für Kon-
ſerven, Wurſt und anderen Fleiſchwaren, Eier, Butter, Rahm,
Milch und Käſe. Es iſt nicht beabſichtigt die Ausfuhr der ge
nannten Waren zu verhindern, ſondern die Regierung will nur
eine Regelung der Ausfuhr ermöglichen. damit das Land in
weiteſtem Umfange den Nutzen aus der Ausfnuhr zieben dann,den die jeweilige Vave erheiſcht. Das Verbot richtet ſich auch
egen England, von dem Dänemark ſedt wenig Rohſtoffe.

Baumwolle und Kolonialwaren bekommt. Vielleicht will
Dänemark dadurch einen Druck ausüben und dann Handels
abkommen ſchließen.

bewahrten

Die Geheimverträge.
Veröffentlichungen durch die ruſſ. Regierung.

Petersburg, 23. November. Der Kommiſſar für aus
wärtige Angelegenheiten, Trotzki, hat eine Reihe von Tele
grammen und Geheimdokumenten veröffentlicht, die ſich ſo
wohl auf die Zeit des zariſti ſchen Regimes im Jahre 1916
als auch auf die Zeit der Koalitionsminiſterien be-ziehen. Die Soldaten und Arbeiterregierung hat, ſagt Trotzki,
die Geheimdiplomatie mit ihren NRänken, Chiffern und Lügen
abgeſchafft. Unſer Programm iſt der Ausdruck des Willens
von Millionen Arbeitern, Soldaten und Bauern. Wir wollen
unverzüglich einen anf der Grundlage der freien Ent-
wicklung der Völker beruhenden Frieden erlangen.
Die Dokumente beziehen ſich auf Konſtantinopel und

die Meerengen. Der frühere Miniſter des Aeußern,
Sſfaſonow, macht die Anſprüche Rußlands auf Konſtanti
nopel, die Weſtküſte des Bo porus, des Marmarameeres und
der Dardanellen, auf Südthrazien bis zur Linie EnosMidig,
die aſiatiſche Küſte und die Jnfeln des Marmarameeres ſowie
die Jnſeln Jmbros, Tenedos geltend. Die Verbündeten haben
eine Reihe von Forderungen aufgeſtellt, denen die ruſſiſche Re
gierung zugeſtimmt hat. Nach ihren Anſprüchen ſoll Konſtan
tinopel ein Freihafen für Waren werden, die nicht nach Ruß-
land gehen und nicht von dort kommen. Die Verbündeten ver
langen, daß ihr Recht auf die aſiatiſche Türkei ebenſo an
erkannt werde wie das der Belaſſung der heiligen Stätten
Arabiens unter muſelmaniſcher Oberhoheit und der Einbe-
r der neutralen perſiſchen Zone in die engliſche Ein-
lußſphäre. Rußland war bereit, alle Anſprüche anzuerkennen.

Seinerſeits hat es den Wunſch geäußert, das Kalifat von der
Türkei zu trennen. In Perſien feilſchte Rußland für ſich
um Rahyons in den Städten Jſpahan und Jezd.

Was die Feſtſetzung der Grenzen mit Deutſchland anbelangt,
ich die beiden Teile volle r e Frankine Anſprüche bekannt, n unſer Miniſterium
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Gebiete ſollen von Deutſchland abgetrennt werden
und von jeder politiſchen und wirtſchaftlichen Abhängigkeit
ſeitens Deutſchland frei ſein. Aus dieſen Gebieten wird ein
freier neutraler Staat zu bilden ſein.

Das Merkwürdigſte ſind die Telegramme Terestſchen-
kos. Es iſt darin die Rede davon, die Botſchafter
Englands, Jtaliens und Frankreichs bei Kerenſkierſchienen ſeien und ihm erklärt ätten, daß es dringend not-

wendig ſei, Maßnahmen zu ergreifen, um die Armeeſchlag-
fertig zu machen. Dieſer Verſuch, ſich in die Angelegenheiten
Rußlands einzumengen, war der Regierung peinlich.
Terestſchenko bat den ruſſiſchen Botſchafter in Waſſhington,
dem amerikaniſchen Kriegsminiſter mitzuteilen, daß die ruſ-
ſiſche Regierung die Reſerve des amerikaniſchen Botſchafters
in dieſer Angelegenheit hoch anſchlage. (W. T. B.)

Einmiſchung der Entente!
Wien, 26. November. General Duchonin hat an die

ruſſiſchen Armeen eine Nachricht gelangen laſſen, wonach die
Vertreter der Ententeſtaaten beim ruſſiſchen Oberkommando

gen jede Verletzung des Vertrages proteſtieren, der zwiſchen
er Regierung des Zaren und den Regierungen der Ver-
bündeten am 65. 9. 1914 geſchloſſen worden iſt (wonach die
Ententemächte nur gemeinſam Frieden ſchließen). An-
knüpfend hieran drohen die Vertreter der Ententeſtgaten, daß
jede Vertragsverletzung durch Rußland, insbeſondere ein
Sonderwaffenſtillſtand ſchwere Folgen nach ſich ziehen werde.
Jn einer weiteren Mitteilung eröffnet das ruſſiſche OberLommando den ihm unterſtehenden Kommandanten, die ame-
rikaniſche Regierung habe erklärt, ſie könne keine weiteren
Transporte nach Rußland zulaſſen, ſolange die Lage dieſes
Landes nicht geklärt ſei. Sollten die Bolſchewiki an der Macht
bleiben und ihr Programm. mit Deutſchland Frieden zu
ſchließen, ausführen, dann werde die amerikaniſche Regierung
das erlaſſene Ausfuhrverbot aufrechterhalten.

Trotzkis Antwort!
In einem Telegramm an alle militäriſchen Komitees und

Arbeiter Soldaten und Bauernräte reagiert der Kommiſſar
für die auswärtigen Angelegenheiten, Trotzki, auf dieſe
Mitteilungen des abgeſetzten öchſtkommandierendenDuchon in. Er verweiſt darauf, daß die Vertreter der Ver
bündeten ſich einer unzuläſſigen Einmiſchung in die inneren
Angelegenheiten des Landes mit der Abſicht ſchuldig machen,
einen Bürgerkrieg hervorzurufen, wenn ſie ſich mit diploma-
tiſchen Noten an einen General wenden, der wegen Ungehor-
ſams gegen die Regierungsmaßnahmen abgeſetzt wurde. Der
Verſuch der verbündeten Vertreter, durch Drohungen die ruſ
ſiſche Armee und das ruſſiſche Volk zu zwingen, den Krieg fort
zuſetzen, werde die ruſſiſche Regierung nicht davon abbringen,
den Weg zu einem ehrlichen und demokratiſchen Frieden zu
ſuchen. Die Soldaten, Arbeiter und Bauern Rußlands ſeien
nicht willens, unter der Knute der verbündeten Jmperialiſten
u bleiben. Der Aufruf fordert zur Fortſetzung des Kampfesfür einen ſofortigen Waffenſtillſtand auf und ſchließt mit den

Worten: Nieder mit allen Geheimverträgen und diplomatiſchen
Ränken!ken Die Macht der Bolſchewiki.
Nach erner Meldung der Petersburger Zeitung Prawda be
inden ſich u. a. folgende Städte in der Gewalt der

Bolſchewiki: Petersburg, Moskau, Kiew, Niſchni Nowgorod,
Charkow, Odeſſa, Jekaterinoslaw, Samarga, Saratow, Kaſan,
Roſtow, Wladimir, Reval, Pakow, Minfk, Kraſnojarſk, Podolſk,
Serpuchow und Tſaritſyn.

Laut Nowe je Schiſn hat Trotz ky den Beamten des Mini-ſteriums des Uenßern mitgeteilt, daß ſie, falls ſie den Dienſt

nicht bis zum 30. November aufgenommen bätten, als ent-
laſſen betrachtet werden würden. Der Rat der Volkskommiſſare
bereitet bereits die Uebernahme aller Privatbanken durch den
Staat va

c Ir Framfreich zu und ein ein jähriger Wohnſitz in der

Weitere Meldungen.
Mehr oder weniger In Meldungen beſagen: Die

engliſche Botſchaft iſt am B. November von Peters-
burg abgereiſt und ſoll auch durch Wiborg gekommen ſeinz
ſeitdem hat man aber nichts von ihr gehört. Es wird an
genommen, daß der Zug in Finnland zurückgehalten wird.
Die Armeekomitees an der Front ſollen die Bildung eines dem
maximaliſtiſchen Kabinett homogenen gar Kabinett

n 7 Ende zu machen und miten Alliierten über die Friedensbedingungen zu veDie Kadettenpartei veröffentlicht eine en
die Friedensvorſchläge der Bolſchewiki nicht als ein Au
des Willens des ruſſiſchen Volkes betrachtet werden können.
Die Bolſchewiki ſollen den Oberſten Murawjew zum n
miniſter ernannt haben. Ein Verſuch Tſchernows, eine Koali
tionsregierung zu bilden, mißglückte wegen mangelnder Unter
ſtützung von ſeiten der Armeekomitees.

Volle Rechtsgleichheit!
Die Forderung des ſchaffenden Volkes zur Wahlreform.

Die Wahlreformvorlage der preußiſchen Regierung ſollte
das allgemeine gleiche Wahlrecht bringen, ſo wurde es wohl
dem Volke verſprochen. Es iſt aber nichts daraus geworden.
Wir haben geſtern ſchon dargelegt, daß weder von Allgemein
heit noch von wirklicher Gleichheit die Rede ſein kann. Nur
die direkte und geheime Abſtimmung iſt zugeſagt, alſo nur
Formales. Um die Allgemeinheit des Wahlrechts und um die
völlige Gleichheit geht jetzt der Kampf. Zunächſt muß ver-
hütet werden, daß der beſtehende Zuſtand verſchlechtert
werde denn ſogar widerwärtige Verſchlechterungen
bringt der Regierungsentwurf. Das Alter der Wahlberech
tigten ſoll von 24 auf 26. Jahre heraufgeſetzt werden Zu

(bisher 6 Monate) erforderlich ſeinl! Das letztere iſt eine Un
geheuerlichkeit, die ſich direkt gegen die Arbeiterklaſſe
richtet. Wen die wirtſchaftlichen und die Arbeitsverhältniſſe
zwingen, von Halle nach Ammendorf zu ziehen, wird
mit Verluſt des Wahlrechtes für ein volles Jahr beſtraft! Man
denke nur, daß gerade nach dem Kriege die ungeheuerlichſten
Arbeiterverſchiebungen vor ſich gehen werden. Und durch eine
Ausſperrung und ſchwarze Liſten haben es die Unternehmer
in der Hand, Tauſende von Arbeitern um ihr Wahlrecht zu
bringen. Millionen von heimkehrenden Soldaten werden an
ihrem bisherigen Wohnorte keine Arbeitsgelegenheit finden
oder ſich anderswo verbeſſern wollen. Zum Umzuge kommt die
Entziehung des Wahlrechts gerade bei der nächſten wichtigen
Wahl! So etwas wagt man jetzt der ſchaffenden Bevölkerung
zu bieten! Hiergegen müßte der ſchärfſte Widerſtand auf
genommen werden.

Und dann die Verſchlechterungen des Budgetrechts des Ab
geordnetenhauſes. Die Regierung ſoll die „notwendigen“ Aus
gaben auch machen können, ſelbſt wenn die Volksvertretung

den Etat noch nicht bewilligt hat! Damit wird dem Parlament
der Hopf abgeſchlagen. Man gibt der Volksvertretung ein
etwas beſſeres Wahlrecht, aber man nimmt ihr zugleich das
Kernſtück ihres politiſchen Einfluſſes! So wird jeder Fort
ſchritt durch den Rückſchritt verwäſſert. Das Herrenhaus
behält man bei. Jn ihm wird durch „Reform“ eine agrariſch-
feudale Mehrheit unbedingt ſichergeſtellt, dann kann es brem-
ſen. Es erhält überdies ein erweitertes Budgetrecht, ja
wohl, das Herrenhaus!

Wir werden nächſter Tage die Einzelheiten gehörig betrach-
ten; heute ſei wiedergegeben, was die Regierung in ihrer Be
gründung der Vorlage über das Stimmrecht ſagt. Da
ſtehen viele ſchöne, treffende Worte darin, freilich verbrämt
mit den üblichen Regierungsauffaſſungen. Die Worte ſind
geſagt, um den Anſchein zu erwecken, als brächte die Vorlage
wirklich dem Volke die vollendete Rechtsgleichheit.

Alſo hören wirl
Die Begründung der Wahlreformvorlagen beſagt:
„Der Krieg, der auf allen Gebieten des öffentlichen und

privaten Lebens unſeres Volkes feine tiefgreifenden Wirkungen
äußert, führt auch dazu, die Grundlagen der ſtaatlichen Ver
faſſung Preußens eingreifend zu verändern. Der Krieg fordert
von dem preußiſchen Volke die höchſten Opfer für die
Allgemeinheit und iſt zum Prüfſtein für die Tiefe ſeiner
Vaterlandsliebe und ſeines Staatsbewußtſeins geworden. Er
hat es opferwillig und ſtaatstreu gefunden, das Maß der ſtaats-
bürgerlichen Beteiligung des Volkes an den ſtaatlichen Ge-
ſchäften muß daher vom Standpunkt geſteigerten Vertrauens
nachgeprüft und neu geſtaltet werden. Nicht um eine Be
lohnung des Volkes für die dargebrachten Opfer und die
ſtaatstreue Haltung kann es ſich dabei handeln; es handelt ſich
vielmehr um einen Akt des Vertrauens in das Volk, das in den
ſchweren Schickſalen des Krieges ſeine Reife erwieſen hat. Das
iſt die alleinige ethiſche Begründung für den Schritt, der mit
der Einräumung des gleichen Wahlrechts zum Hanſe der Ab-
geordneten erfolgt.

Mit dieſen grundlegenden Erlaſſen zieht die preußiſche
Krone die große innerpolitiſche Folgerung dieſes
Weltkrieges. Wie auch ſonſt bei großen Reformhandlungen,
die die einzelnen Perioden der preußiſchen Staatsgeſ e
kennzeichnen, ſo hat auch in dieſer bedeutſamen Frage die
Krone die Führung übernommen.

Die Zeit nach dem Kriege wird den preußiſchen Staat vor
Aufgaben ſtellen, deren Schwierigkeit alles bisher gekannte Maß
übertrifft, vor Aufgaben, die an die Opferwilligkeit, an die
Organiſationskraft, an das ſoziale r an die Arbeits
freudigkeit des Volkes agvaltiagie völlig neue Anforde
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w.gen ſtellen werden. Iſt das Volk den We
eine Kräfte aufs höch
dem einzelnen Staatsbürger die gleichen Leiſtungen, die
leichen ſchweren Opfer für Beſtand und Zukunft des Vater-
andes gefordert hat, über das Beſtehen des Klaſſenwahlrechts

hinausgewachſen, ſo wird dieſem reif gewordenen Volke die
Mitwirkung an der r jener Staatsaufgaben auf dem
Boden ſtaatsbürgerlicher Rechtsgleichheit ohne Bedenken
anbertraut werden können. Das unumſchränkte Vertrauen in
das Volk, auf dem die Einräumung des gleichen Wahlrechts
heruht, wird der Löſung jener neuartigen Aufgaben zugute
kommen. Sie wird getragen ſein von dem allgemeinen Ver-
trauen und Verſtändnis des Volksgangen, deſſen ſie unbedingt
bedarf. So führt der Krieg das Jntereſſe der Bevölkerung an
einer durchgehend gleichen Verteilung der politiſchen Rechte
und das Jntereſſe des Staates an der wahrhaft volkstümlichen
Bewältigung größter und ſchwerſter künftiger Friedensauf-gaben auf dem Boden des vorliegenden ahlgeſetzes zu
ſammen.“

Die Begründung rühmt dann die hohen Leiſtungen des bis-
herigen Abgeordnetenhauſes das den Staatsnotwendigkeiten
ſtets voll gerecht geworden ſei und deſſen Arbeit ſich an der
Widerſtandsfähigkeit des Vaterlandes gegenüber dem Anſturm
einer Welt von Feinden bewährt habe. Aber die Fähigkeit
des Vol?s zu erweiterter Mitarbeit ſei im Kriege ſo
deutlich offenbar geworden, daß danach die Einräumung des
unmittelbaren, gleichen und geheimen Wahlrechts unabweis-
bar geworden ſei. Die Reformbedürftigkeit des preußiſchen
Wahlrechts habe ſeit langem feſtgeſtanden. Jn einem derartig
geiſtig durchgebildeten, wirtſchaftlich organiſierten, ſogzialbe-
wußten und politiſch geſchulten Volke, wie das preußiſche ſei,
könne die Steuerleiſtung kein zureichender Maßſtab für die Be-
meſſnng politiſcher Rechte mehr ſein. „Die Gründe, die in den
vergangenen Friedensjahren von der Staatsregierung und
großen Parteien gegen das gleiche Wahlrecht geltend gemacht
worden ſind, ſind durch die Lehren und Erfahrungen des
Krieges überholt.“

Die Begründung ſchließt mit einer durchſchlagenden Kritik
am Dreiklaſſenwahlrecht und einer entſcheidenden Beweisfüh-
rung für die Rechtsgleichheit; ſie ſagt:

„Das Dreiklaſſenwahlrecht hielt die Mitwirkung der minder-
bemittelten breiten Volksmaſſen an den Staatsgeſchäften in
engen Grenzen zugunſten eines ſtarken politiſchen Einfluſſes
der zahlenmäßig ſchwächeren bemittelten Volksklaſſen. Das
gleiche Wahlrecht legt das volle Gewicht politiſchen Einfluſſes,
wie er in den Wahlen zum Abgeordnetenhauſe verwirklicht
wird, auch in die Hände der minderbemittelten Volksſchichten,
die in ihrer zahlenmäßigen Ueberlegenheit damit zu einer ent-
ſprechend kräftigeren Einwirkung auf die Geſetzgebung im
Staate gelangen. Der an ſich nicht unberechtigte Grundſagtz,
daß die politiſchen Rechte im Staat nach den Leiſtungen
für den Staat bemeſſen werden ſollen, iſt oftmals für die Auf-
rechterhaltung des Dreiklaſſenwahlrechts geltend gemacht wor-
den, wiewohl ſeit der Einführung dieſes Wahlrechts je länger
je weniger ausſchließlich und einſeitig die Zahlung der direk-
ten Steuern zum Maßſtab der öffentlichen Leiſtungen über-
haupt genommen werden konnte. Jm gegenwärtigen Zeit-
punkt führt gerade die Anerkennung jenes Grundſatzes mit
Notwendigkeit zur Einführung des gleichen Wahlrechts. Die
Jahre dieſes Krieges haben von jedem Staatsbürger Leiſtungen
gefordert, denen gegenüber quantitativ wie qualitativ jeder
Verſuch der Abſtufung, der unterſchiedlichen Bewertung ver-
ſagen muß. Die Härten des Wirtſchaftskrieges haben die ge
ſamte Bevölkerung ohne Ausnahme betroffen, der
Lebenshaltung eines jeden ſo fühlbare Opfer und Entbeh-
rungen auferlegt, daß die Steuerzahlungen ſowohl an
objektivem Wert für den Staat wie auch an ſubjektiven Wert
für die individuable Leiſtung gegenüber den Laſten und
Leiſtungen gerade auf wirtſchaftlichem Gebiet zurücktre-
ten. Staat und Reich haben zur Kriegszeit reſtlos die Kraft
und den Willen jedes einzelnen für die öffentlichen, die vater-
ländiſchen Zwecke ohne Unterſchied und ohne jede Rückſicht auf
phyſiſche und wirtſchaftliche Beeinträchtigung in Anſpruch neh-
men müſſen. Der öffentliche Wert dieſer allgemeinen Arbeits-
leiſtungen und Opfer geſtattet überhaupt keinerlei urteilende
Bemeſſung. Hoch darüber ſtehen jedem Maße entrückt, die
Verluſte koſtbarem Menſchenlebens, die unter-
ſchiedslos unheilbares Leid auf Arm und Reich gelegt haben.
Das dem Vaterlande gefloſſene Blut, dieſe letzte und höchſte
Leiſtung, die der Stgat vom Bürger fordert, iſt größten un-
meßbaren Wertes. Die preußiſchen Männer, die es auf dem
Felde der Ehre vergoſſen, haben Zeugnis abgelegt dafür, daß
die dem Staate gebrachten Opfer aller Bürger eines glei-
chen Wertes ſind, daß der Staat auf dem Unterſchied öffent-
licher Geldleiſtungen künftig Abſtufungen der politiſchen Rechte
nicht mehr gründen kann. Der gute preußiſche Grundſatz, daß
die Leiſtung für den Staat den Rechten im Staat das Maß
ſetzen ſoll, tritt heute dem gleichen Wahlrecht zur Seite.“

Ein Wahlreform-Block?
Freiſinnige Blälter meinen die Wahlreformfreunde ſollten

einen Block bilden. Das Berliner Tageblatt ſagt:
„Die reform freundlichen Parteien werden aber nur dann

in abſehberer Zeit etwas erreichen, wenn ſie ſich, wie im Reichs-
tag, auch hier zu ſammentun und von vornherein, ſachlich
und taktiſch. ein ſeſte s Programm aufſtellen, nach dem
ſie zu handeln gedenken. Es iſt keine Zeit zu Sentimentalitäten
oder partei politiſchen Sonderzwecken, es geht
jetzt ums Ganze.“

Ja, es könnte ums Ganze gehen, wenn die bürgerlichen
Linksparteien „das Ganze“ wollten Aber ſie wollen es
ja nicht! Sie wollen das Halbe, ſie wollen „beſonnene
Reform“ und wünſchen deshalb, daß ſich die Sozialdemo-
kraten ihrem Holbprogramm anſchließen ſollen. Die
Sozialdemokraten ſollen auf ihre „parteipolitiſchen Sonder-
zwecke verzichten Das wirklich allgemeine, gleiche Wahlrecht
ohne jede Einſchränkung und Feſſel nennt man „parteipoli-
liſchen Sonderzweck“. Nein, es iſt eben das Ganzel Und
deshalb ſollen ſich die bürgerlichen Linksparteien der ſozial-

Forderung anſchließen.
ängigen freilich fallen ſofort auf den liberalen Lockruf
ie regierungsſozialiſtiſche J. K. erklärt ſich begeiſtert

für eine Verſtändigung. Man wird ja ſehen, ob ſich die Frak-
tion der Abhängigen auf Kompromiſſe und Rechtsverzichte ein-
laſſen wird.

7

Die Aeußerungen der Preſſe.
Jn den bisher meiſt nur kurzen Veſprechungen der preußiſchen

Reformvorlage kommt auf der linken Seite eine Reihe von Be-
denken zum Ausdruck, die nur ſehr bedingte Befriedigung aus-
drücken. Das Berliner „Tageblatt erinnert beſonders daran,
daß bei der Wahlreform weſentliche Einſchränkungen
beſtehen bleiben ſollen und daß die Reform des Herrenhauſes
namentlich dadurch ſehr enttäuſche, daß dabei die Arbeiter
ganz vergeſſen ſeien. Es ſchreibt dann:

„Und endlich: die Vorausſetzung für die aktive Wahlberech-
tigung ſoll ein ein jähriger Aufenthalt in der Wahl-
gemeinde ſein, während man bis jetzt nur die Hälfte dieſer
Zeit dazu nötig hatte. Das iſt ein ganz unzuläſſiger Rückſchritt.
Denn damit werden alle mehr minder fluktuierenden Elemente,
vor allem die Land- und Jnduſtriearbeiter, dann
aber auch alle zum Ortswechſel genötigten Wähler entrech-
tet. Dieſes Moment würde ſich gerade bei der nächſten
Wahl, wenn es ſich um den ganz neuen Landtag handelt,
peinlich bemerkbar machen, da bei der Umſtellung unſeres ge-
ſamten wirtſchaftlichen und ſozialen Lebens nach dem Kriege
ine Bevölkerungsbewegung eintreten wird, wie wir

ſie bisher noch nicht ge?annt haben. Dabei muß noch eine Be
fimmung kritiſiert werden. die ſich ſpeziell gegen Berlin richtet:
In Gemeinden, die in mehrere Wahlbegirke geteilt ſind, tritt

der Wahlbezirk an die Stelle der Gemeinden.“ Da allein die

durch u ver Siadt Verlin en J deerch
angeſpannt und unterſchiedslos von liert der See a

verzieht, ſein Wahlrecht.
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ner in der Stadt ſelber
wohnen bleibt. Das ſtellt ein Ausnahmegeſetz gegen Ber
lin dar. Es bat den Anſche ob man durch derlei Konin anen der Rechten das gleiche Wahlrecht annehmbar machen

iwill.
Jn der n Zeitung werden ähnliche Bedenken laut,

dazu wird au dagegen polemiſiert, daß die alten Wahlbezirke
unverändert bleiben ſollen.

In der konſervativen und alldeutſchen Preſſe wird der Ab
neigung gegen die Geſetzentwürfe zum Teil in recht draſtiſchen
Worten Ausdruck gegeben. Das g. zunächſt in der Deut
ſchen Zeitung die ſich beſonders die Begründung der Vorlagen
vornimmt. Da heißt es z. B.:

„Es iſt peinlich, wenn Kinder etwas aufſagen ſollen und
ſchmählich ſtecken bleiben. Veinlicher, wenn preußiſche Staats
ter Geſetzesvorlagen mit inhaltloſen Phraſen „begründen“
wollen.“

Zum Wahlrecht ſelbſt ſagt dasſelbe Blatt böhniſch: „Denn
von dem bisherigen Wahlrecht zum gleichen iſt nun ein ele
giſcher großer Hechtſprung zum Fenſter der Vernunft hinaus

erforderlich. Herr Drews bringt ihn zuwege.“
Schließlich wird die im Geſetz vorgeſehene Beſchränkung des

Wahlrechts als eine „Roſine für die Reaktionäre“ bezeichnet
und geſagt Vielleicht, daß dieſe „reaktionäre“ Roſine in dem
demokratiſchen Kuchen den Zweck hat, wenigſtens eine ſchein-
bare Unzufriedenheit bei der Linken zu ermöglichen, die ſonſt
wirklich mit dem Entwurf zufrieden ſein kann.“

Auch der nationalliberale Deutſche Kurier behauptet, dieſe
Beſchränkungen ſeien „praftiſch nur von geringfügiger Bedeu-
tung“. Sonſt wird auch hier die Begründung als voliſtändig
unzureichend hingeſtellt und erklärt

„Wenn aber die Regierung, was kaum anzunehmen iſt, in der
Kommiſſtonsberatung zur Stützung des neuerdings von ihr
vertretenen Standvunktes nicht ganz weſentliche, bislang zu-
rückgehaltene Gründe anfübren kann, ſo wird ſie die Mehrheit
des Landtaqs gewiß nicht von ſeiner Ueberzeugung abbhringen,
daß fur die ſpezifiſchen Aufgaben, die Preußen zu löſen hat,
unbedingt eine andere Zuſammenſetzung' des Parlaments nötig
iſt als im Reich.“

Schon nach dieſen Aeußerungen wird man ſich ein Bild
machen können von dem friſchb-fröhlichen Krieg, der um das
Wahlrecht jetzt wird ausgefochten werden müſſen. Bemerkt
ſei nur noch, daß der Vorwärts ungeachtet der Mängel und
Fehler der Vorlage ſich von ihr im ganzen befriedigt erklärt!
Das hätte man ſich nach allem Vorhergehenden faſt denken
können.

Kundgebungen für den Frieden.
Auf verſchiedenen Plätzen Berlins haben am geſtrigen

Totenſonntag Volkskundgebungen für den Frie-
den ſtattgefunden. die namentlich im Norden der Stadt einen
bedeutenden Umfang annahmen. Die Menge, die ſich nach guter,
alter Gewohnheit von allen Ausſchreitungen fernhielt, bewegte
ſich unter Hochrufen auf den Frieden und auf Karl Liebknecht
durch die Straßen An der Ecke Spandauer und Kaiſer-Wil-
helm-Straße kam es zu einem Zuſammenſtoß mit der Polizei,
der wohl auf überflüſſige Abſperrungsmaßnahmen zurück
zuführen „iſt und zu einigen Verhaftungen führte. Da das
ganze Volk in dem Ziel, der Herbeiführung des Friedens, mit
den Demonſtranten einig iſt und ſich dieſem Beſtreben inner-
balb des Reiches keine beachtenswerten Widerſtände entgegen
ſtellen, liegt kein Grund vor. ſolche Kundgebungen als „ge-
fährlich“ zu behandeln Sie ſind nur der Widerhall der großen
Zeitereigniſſe innerhalb einer zur Selbſtdiſziplin erzogenen Be
völkerung. Wir würden uns freuen, bald von ähnlichen Kund-
gebungen aus Paris und London berichten und ſagen zu
können, daß der Friedenswille des Volkes auch dort auf die
auswärtige Politik des Landes einen ſtarken Einfluß gewonnen
hat, wie jetzt ſchon in Deutſchland. Dann wird es nicht mehr

weit zum Frieden ſein! (Vorwärts.)
Der Polizeibericht über die Kundgebungen.

Berlin, 26. Norewber.. Die Unabhängige So-
zial demokratiſche Partei Dentſchlands hat auch am
geſtrigen Totenſonntag im Norden und Hſten Berlins Kun d-
gebungen auf der Straße zu veranſtalten verſucht.
Anſammlungen von einigen hundert Perſonen ſchloſſen ſich,
vom Weddingplat; und vom Schleſiſchen Bahnhof aus, ſchließ-
lich am Bülowplatze zuſamnien und verſuchten, von dort in das
Stadtinnere zu gelangen Die Menge ſtieß am Neuen Markt
mit der Polizei zuſammen, wobei neun Zwangs-
geſtellungen (der neue Ausdruck für Siſtierungen) er-
folgten. Das Straßenbild war am ſpäten Nachmittag wieder
wie gewöhnlich. (W T B.)

Aus der Schutzhaft entlaſſen.
Nachdem die Braunſchweiger Genoſſen Sepp Oerter und

Genzen drei Monate in Schutzhaft waren, hatten ſie auf
Grund des Schutzhaftgeſetzes vom Dezember 1916 das Recht,
ihre Sache durch das Reichsmilitärgericht nachprüfen zu laſſen.
Verhaftet wurden ſie anläßlich des Streiks vom 18. Auguſt
dieſes Jahres. Am letzten Freitag wurde die Sache vor dem
Reichsmilitärgericht verbandelt. Die Vertretung der BVerhaf-
teten erfolgte durch Rechtsanwalt Dr Herzfeld-Berlin. Als
Zeugen waren geladen: Regierungsrat Sommer, Polizeihaupt-
mann v. Münchhauſen, Oberwachtmeiſter Schulze, Weſemeier,
Stegmann, Hugelberg, Günther Frau Schimkowiak und Frau
Zink Braunſchweiger Konſervenfabrik), Direktor Kraft von
derſelben Fahrik, ein Gendarm und Arbeiterſekretär Stein
brecher. Der Beſchwerde wurde ſtatt gegeben und Oerter
wie Genzen aus der Schutzhaft entlaſſe n.

Die franzöſiſchen Sozialiſten gegen Clemenceau.
Am 15. November trat die franzöſiſche ſozialiſtiſche Fraktion

zu einer Beratung zuſammen, um zum Miniſterium Clemen-
ceau Stellung zu nehmen. Sie nahm folgende Entſchließung an:

„Die Fraktion und der Verwaltungsausſchuß bekräftigen
ihre vorherigen Entſchließungen über die miniſteriellen Kriſen,
und ſtellen feſt, daß die Partei einheitlich vorgehen wird.
Sie beauftragen ihre Delegation, die Verhandlungen mit den
Radikalen (Linksliberalen) und den Sozialiſten-
Radikalen (ſozialpolitiſch geſinnten Linksliberalen) fort-
zuſetzen, um ein Programm der nationalen Wohlfahrt aufzu-
ſtellen, das die franzöſiſche Demokratie verwirklichen ſoll.“

Renaudel erklärt in der Humanité: Clemenceau hat nur
eine Anzahl wohlſtiliſierter Phraſen vorgebracht und ſich
einige unpaßende Späße erlaubt. Auf keine der vorliegenden
Interpellationen hat er tatſächlich weſentlich geankwortet.
Thomas bekämpft im gleichen Blatte die Ausführungen
Clemencegaus über die Geſellſchaft der Nationen. Die Sozig
liſten erſähen daraus, daß ſie der Oeffentlichkeit beweiſen müß-ten, daß die von den Sozialiſten vorgeſchlagenen LWingen

die einzig richtigen ſeien. Sembat erklärt in der Lanterne,
wenn Clemenceau auch die Mehrheit gewonnen habe, ſo werde
der Umſchwung in der Kammer doch nicht auf ſich warten
aſſen. Die Kammer habe ſein Programm nicht annehmen

können, da er keines entwickelt habe. Jn der Bataille ſagt
Jouhaux, die Worte Clemenceaus über die Geſellſchaft der
Nationen würden in den aller Arbeiter ſchmerzlichen
Widerhall finden. Die Arbeiter hätten ihre ganze Hoffnung
auf dieſe Formel geſetzt.
Was die ſchwediſche Preſſe aus Finnland meldet.
Stockholm 24, November. Nach Nachrichten aus Fint

land herrſcht dort ſtets zunehmende Anarchie. Das Auftretchi
der Roten Garden, deren Tätigkeit in Hausſuchungen, Verhaf
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denHe wurusſt zwar im Abnechen ermordet. Der

riffen, aber die Revolution will nicht aufhören Die
ind nicht mehr Herren der Lage. Die Hälfte des Volkes gehorcht

en be
ozialiſten

keiner Autorität mehr. Eine wirkliche Regierung gibt es
u nicht. Die finniſche Staatskaſſe iſt geleert bis
auf 7 Miillionen, den Frtrad verkauften Staatswäldern,
aber auch dieſe ſind bald verbraucht. Zu alledem konmt der
immer bedrohlicher werdende Mangel an Lebensmitteln. ie
Teilnahme der ſchwediſchen Oeffentlichkeit an dem unglücklichen
e des Nachbarlandes tritt immer deutlicher hervor.

eute erklärt Svenſta Dagbladet, daß ſich Schweden von dem
außerordentlichen Notſtande, der Finnland droht, nicht un-

zeigen könne. Die Lage müſſe vielmehr das allgemeine
Gefühl erwecken, daß irgend etwas geſchehen müſſe. Die Schwie
rigkeit ſei nux, den rechten Weg fur die Hilfe zu finden. Sache
der ſchwedi Regierung ſei es, die Jnitiative zu ergreifen.Das Gefühl daß Schweden in dieſer Hinſicht Verpflichtungen
habe, ſei allgemein.

Ams tägliche Brot.
Die Bergarbeiter fordern eine Erhöhung der

Kartoffelration.
Aus 2 wird vom 25. November gemeldet: Der Ver

band der garbeiter Deutſchlands, der Gewerkverein chriſt-
licher Bergarbeiter, die Berufsvereinigung und derGewerkverein für Fabrik und Handarbeiter haben a
Reichsernährungsemt eine Eingabe gerichtet, in der dringe c
um Erhöhung der wöchentlichen Kartoffelration auf 10 Pfund
erſucht wird. Die Kartoffelernte ſei in dieſem Jahre ſo gut
geweſen, daß die zehn Pfund bei gutem Willen wirklich ge-
liefert werden könnten. Wenigſtens müſſe die Menge der
Bevölkerung der Großſtädte und Jnduſtriebezirke
zur Verfügung geſtellt werden. Auch ren die ſich bemerkbar
machenden Wucherpreiſe für Kartoffeln müſſe einge-
griffen werden.

Die Erhöhung der Kartoffelration iſt nicht nur für die Berg-
arbeiter eine Forderung, ſondern für die geſamte werk-
tätige Bevölkerung.

Kein Dörrobſt mehr fürs Volk. Folgendes wird bekanntge-
geben: Um den ſtarken Bedarf des Heeres und der Marine an
Dörrobſt, der bisher nicht gedeckt werden konnte, zu befriedigen,
hat die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt den ſofortigen Auf-
kauf aller erreichbaren Mengen von Dörrobſt durch die Landes-
und Bezirksſtellen angeordnet. Ein Fünftel der Mengen ſoll
zur Verſorqung der Zivillazarette und Krankenhäuſer ver-
wendet werden. Falls zu befürchten iſt, daß durch den Schleich-
handel die geplanten Aufkäufe durchkreuzt werden, ſind die
Landesobſtſtellen befugt, Verſorgungsbeſchränkungen uſw. für
Dorrobſt zu erlaſſen. Ferner iſt das Abſatzverbot für Dörrobſt
dahin erweitert worden, daß aller Abſatz von Dörrobſt verboten
iſt. Das Verbot gilt für alle gewerbsmäßigen und nicht ge-
werbsmäßigen Herſteller von Dörrobſt.

Unerhörte Preisforderungen der Motoren Jndnſtrie. Die
Motoreninduſtrie ſcheint den ſtarken und dringenden Bedarf
zur kräftigen Schröpfung des Reiches ausnützen zu wollen. Ob
wohl die Aktien aller Motorenfabriken im ganzen Kriege
und ganz beſonders wieder in den letzten zwei Wochen ge
ſtiegen ſind, verlangen die Unternehmer einen Preisauf-
ſchlag von 25 Prozent. Der Vorfall zeigt, was in der
durch die beſonderen Kriegsumſtände bedingten Heimlichkeit
der Kriegswirtſchaft verlangt werden kann und wie ſchwach und
nachgiebig die Beamtenſchaft in den Unternehmerkreiſen gelten

Aus der Provinz.
Merſeburg. Eine recht mäßige Erhöhung der

Kriegsunterſtützungen hat der Kreisausſchuß den
Kriegerfamilien zugebilligt. Er hat beſchloſſen, die Unter
ſtützungen der Kriegsteilnehmerfamilien vom 1. November d. J.
ab zu erhöhen, und zwar in der Weiſe, daß jede unterſtützungs-
berechtigte Perſon ohne Rückſicht auf etwa bereits bezogens
Kreis oder Gemeindezuſchüſſe eine Zuſatzunter
ſtützung von 5 Mark monatlich erhält. Dieſe Zulage
gelangt am 1. November bis einſchl. 15. Dezember zur Aus
zahlung. Dieſer geringen Erhöhung ſei nur die Tatſache
gegenübergeſtellt, daß z. B. der Gemeinderat von Gera die
Unterſtützungsſätze für Kriegerfamilien in den einzelnen Ab-
teilungen um monatlich 10-—-40 Mark erhöhte.

Größere Sturmſchäden hat auch hier die Sonn
tagnacht gebracket. So wurden u. a. ganze Ziegeldächer abge
deckt und zahlreiche Fenſterſcheiben zerſchlagen, wodurch einige
Perſonen verletzt worden ſind.

Hettſtedt. Rektor Buſch geſtorben. Am vergange-
nen Sonnabend iſt nach längerem Leiden der Leiter der Stadt-
ſchule, der Kgl. Ortsſchulinſpektor Rektor Karl Buſch, ver
ſtorben. Er war am 17. November 1847 zu Polleben geboren,
hatte alſo vor kurzem ſein 70. Lebensjahr vollendet.

Delitzſch. Ein großinduſtrieller Landtags-
kandidat. Eine Verſammlung von Vorſtandsmitgliedern
der konſervativen Partei für den Wahlkreis Bitterfeld Delitzſch
hat für den verſtorbenen Landtagsabgeordneten Regierungs-
präſident a. D. von Werder den in weiten Kreiſen bekannten
Landrat a. D. Röt ger in Berlin aufgeſtellt. Landrat Rötger
war, nachdem er aus dem Staatsdienſt ausſchied, lange Jahre
Leiter der Kruppſchen Werkein Eſſen und iſtjetzt Vorſitzender des Zentralverbandes der Deutſchen Jndu-
ſtriellen in Berlin.

Ein Käſe wird in der ſtädtiſchen Verkaufszsſtelle Zſchern-
gaſſe auf jeden Abſchnitt Nr. 143 auf nachſtehende Lebens-
mittelſcheine abgegeben am: Mittwoch von 121 Uhr
491-—595. 1--2 Uhr 596--700, 28 Uhr 701--805, 3--4 Uhr
806-—-010, 4—5 Uhr 911--1015; Donnerstag von 1216 bis
1 Uhr 1016--1120, 12-2 Uhr 1121-1225, 283 Uhr 1226—-1320,
3--4 Uhr 13211435, 4--5 Uhr 1436--1540; Freitag von121 Uhr 1541-1645, 1--2 Uhr 1646 1750, 2-8 Uhr 1751 bis
18555, 3-4 Uhr 1856 1960. 4--5 Uhr 1961-2065; Sonn-
abend von 12141 Uhr 2066-—2170, i-2 Uhr 2171--2275, 23
Uhr. 2276-2380, 3--4 Uhr 2381--2485, 4--5 Uhr 2486--2590.

Eilenburg. Ein frecher Burſche wurde auf dem hie-
ſigen Bahnhof abgefaßt. Nachdem er, ohne auch nur den ge-
ringſten Auftrag dazu zu haben, zwölf Glühbirnen, die zur
Beleuchtung der Bahnſteige dienen, entfernt und vereinnahmt
hatte. begab er, ſich nach dem Hühnerſtall des Bahnhofsvor-
ſtehers, um unter deſſen Hühnervolk aufzuräumen. Nachdem
er ſchon ein Huhn abgeſchlachtet hatte, wurde man aufmerkſam
und nahm ihn feſt.

Leichenlandung. Jn der Mulde unterhalb des
Voberitzdammes wurde auf Thallwitzer Flur ein weiblicher
Leichnam gelandet. Die Leiche liegt anſcheinend ſchon längere
Zeit im Waſſer. Sie iſt bekleidet mit ſchwarzem Jackett.

Verſchwunden iſt ſeit Freitag nachmittag die 26jäh-
rige Fabrikarbeiterin Berta Meſſerſchmidt, Halliſche Straße 34a.
Jn einem hinterlaſſenen Briefe, der ſich in ihrer Taſche, die
am Sonnabend früh an der Röhrenbrücke aufgefunden wurde,
vorfand, gibt ſie der Mutter, der Vater ſteht im Felde, die er
ſchutternde Nachricht, daß ſie ſich das Leben nehmen wolle
Allem Anſcheine nach hat ſie ihren unſeligen Entſchluß auch
ausgeführt.
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rektion Emanuelgrube, ein größeres Feuer entſtanden. Die
ganze Kohle iſt ein Feuer meer. Am Tage ſieht man
große Rauchwolken Fzflniagen und nachts kommt das r
Bild der Glut zur Geltung. Die Häuſer des Südviertels ſin
falls ſich die Windrichtung drebt, ſehr gefährdet.

Dommitzſch. Die Stadtverordneten wahl am
24. November ging glatt von ſtatten, jedoch wurde der „Burg
frieden“ von dem Bürgerverein nicht gewahrt; denn als Gegen
kandidat wurde unſerem Genoſſen Bäniſch ein Fleiſchermeiſter
namens Franz Kitzig entgegengeſtellt. r Bürgerverein kam
jedoch nicht auf ſeine Koſten, denn unſer Genoſſe Bäniſch
wurde wiedergewählt. Jn der Bürgervereinsverſammlung
wurde von einigen Herren erklärt, daß ſie ſich ſchämen müßten,
wenn kein Gegenkandidat aufgeſtellt würde, und was machen
ſie nun, wo die Arbeiterſchaft doch den Sieg davon
getragen hat?

Cöllitzſch. Ein großer Brand brach Sonntag abend
auf dem von Frau Petz ſch bewohnten Gut aus, der ſich bei
dem herrſchenden Sturme leider raſch verbreitete, ſo daß Guts
haus, Kuhſtall und ein Schuppen Opfer der Flammen wurden.
Die in dem Stalle befindlichen Tiere konnten glücklicherweiſe
rechtzeitig geborgen werden.

Jena. „Zielbewußte Standesvertretung.“ Der
Zuſammenſchluß ſämtlicher thüringiſchen Feinkoſthändler zu
einem Gau Thüringen im Reichsverband deutſcher Feinkoſt-
kaufleute iſt von der Ortsgruppe Jena dieſes Verbandes in die
Wege geleitet worden. Zweck des Zuſammenſchluſſes iſt ge
meinſamer Einkauf und zielbewußte Standesvertretung. Eine
große Anzahl Firmen hat bereits den Beitritt angemeldet.
Die Käufer dürften bald erfahren, was dieſe zielbewußte
Standesvertretung für ſie zu bedernten

Halle und Saalkreis.
Halle, den 27. November 1917.

Stadtverordnetenverſammlung.
e Glanzpunkt der kurzen Tagesordnung bildete die An

nahme der bereits mitgeteilten Schenkung des Grund-
ſtücks Kirchtor Nr. 5 durch einen „unbekannten Wohltäter“
an die Stadt Halle und ihren Oberbürgermeiſter Dr. Rive.
Den etwas feſtlichen Rahmen, den die Stadtverordneten dazu
ſtellten, ſchmückte Geheimrat Finger redneriſch aus, während
der geehrte Oberbürgermeiſter Gelegenheit fand, mit der in der
„fürſtlichen Schenkung“ angeblich zum Ausdruck gebrachten An
erkennung ſeiner Verdienſte um die Stadt Halle „über ihn um
ſchwirrende Gerüchte“ niederzuſchlagen. Die Stiftung wurde
von den Stadtverordneten ſelbſtverſtändlich und mit dem üb
lichen herzlichſten Danke“ entgegengenommen.

Eingeleitet wurde die Sitzung mit der Wiederwahl des
Herrn Lindner zum unbeſoldeten Stadtrat(mit 27 Stimmen).

Etatsüberſchreitungen beim Schlacht undViehhof in Höhe von 18 178,67 Mk. wurden von der Ver-
ſammlung anſtandslos nach bewilligt. Die Summe ver
teilt ſich auf die einzelnen Etats und Fonds wie folgt:
1. Schlachthof-Etat: 13 060,52 Mk. 2. Viehhof-Etat: 23,95 Mk.
3. Etat der Fleiſchverkaufshalle: 3614,43 Mk. 4. Erneuerungs-
fonds des Schlachthofs 1479,75 Mk.
Annahme einer Stiftung. Der Mitinhaber der

Firma Alex Michel, Herr Martin Michel, hier, Sendlitzſtraße
Nr. 28, hat der Stadtgemeinde Halle eine Stiftungvon 50009
Mark zu gemeinnützigen Zwecken vermacht. Die
Stadtverordnetenverſammlung nahm die' Stiftung dankbar an.

Ein Geſuch der ſtädtiſchen Hilfsarbeiterum Gewährung von Kriegsbeihilfen wurde ſowohl
vom Referenten des Sozialen Ausſchuſſes, dem Stadtverord-
neten Kühme, wie auch von den Stadtverordneten durch
UebergangzurTagesordnungl--rechtunſozial
behandelt. Dabei mußte der Referent ſelbſt Durchſchnittslöhne
von bei der ſtädtiſchen Kriegshilfe beſchäftigten weiblichen An
geſtellten von: 77 Mark feſtſtellen. Gewiß eine Bezahlung, die
rn u Zeit maßloſer Teuerung dringend einer Erhöhung
edürfte

Die Schenkung des Grundſtücks Kirchtor Nr. 5 an die Stadt
und Dr. Rive im Betrage von 150 000 Mark fand dagegen ſelbſt
rerſtändlich das Jntereſſe der Stadtverordneten in ganz
anderem Maße. Sie enthält, wie ſchon bekannt, im weſentlichen
die Beſtimmung. „daß das gan ze Grundſtück (die derzeitige
Wohnung des Oberbürgermeiſters) künftighin dem Erſten
Bürgermeiſter der Stadt Halle unentgeltlich zu ſeiner
alleinigen Benutzung für Wohn- und NReprä-
ſentationszwecke angewieſen wird, der Genuß des
Grundſtücks darf jedoch dem Erſten Bürgermeiſter in keiner
Weiſe auf ſeine Dienſtbezüge in Anrechnung gebracht werden“.

Der Spender, der nicht genannt ſein will, iſt, wie er ſagt, zu
ſeiner Schenkung veranlaßt worden durch zwei Gründe:

e Der Sonnenwirt.
Roman von Hermann Kurz

„Nein, nein!“ riefen alle zuſammen, „das kann man dir nicht
nachſagen.“

„Jch weiß wohl,“ fuhr der Kübler fort, „es geht knapp bei
uns her, und Armut iſt eine Haderkatz'. Wenn man vollauf
hat, ſo kommt man viel leichter miteinander im Frieden aus.
Aber meine Schuld iſt's nicht, wenn's manchmal ſogar am
Kreuzer fehlt. Mein Weib mit ihrem abſcheulichen Fluchen,
wegen deſſen ſie geſtraft worden iſt, und mit dem Spektakel,
den ſie immer mit meinem Kind hat, ſchreckt die Leut' ab, daß
ſie nicht gern ins Haus kommen und lieber ihr' Sach wo anders
mach laſſen. Aber man darf den Herren nur etwas an die
Kunkel ſtecken, und wenn's eitel Altweiberfäden wären, gleich
machen ſie ein Geſpinſt daraus. Mein Weib hat mit keinem
Wörtle beweiſen tönnen, daß ich faul ſei, und die Herren haben
ihr eigentlich auch nicht geglaubt; und doch hat mir da der
Pfarrer eine lange Predigt und Vermahnung geben, ich ſolle
fleißig arbeiten, damit mein Weib keine Gelegenheit habe, über
mich zu klagen. Jſt das auch recht? Statt daß er mich in
Schutz nimmt oder wenigſtens meinem Weib aufgibt, ſie ſolle
beweiſen, was ſie wider mich ſage, hilft er noch auf eine gewiſſe
Art dazu, als ob das Geſchwätz einen Grund hätt', und er
weiß doch ſelber keinen.“Da P be r ſede ich „wer vor Kirchenkonvent kommt, kriegt
immer eine Vermahnung auf den Weg und eine Salbung, wenn

auch gar keine Heimat hat. Für was wären denn die
Herren da?“„Das Ding hat mich ſo erzürnt,“ ſagte der Kübler, „daß ich's
gar nicht loswerden kann. Jch wär' vielleicht heut abend zu
Haus geblieben, denn ich hätt's wohl nötig, bin nicht mehr der
ünſtig' und durſtig' Küblerfritz, der ich in meinen ledigen Jahren
und bei meinem erſten Weib geweſen bin. ber der Pfarrer
hat mir's angetan, der iſt ſchuld, daß ich die Batzen in Wein
aufgehen laſſ', anſtatt zu ſparen. Ich ſpür's in allen Gliedern,
heut' nacht muß noch ein Rauſch getrunken ſein. Juhu! Komm,
Frieder, ſtoß mit mir an. Du biſt auf eine Art auch im gleichen
Spitt ank mit mir.“Perith ſtieß an. fette böſen Weiber ſollen mit dem alten

ahr hinfahren!“ rief er.J Suttt übrigens heut' noch nicht am ſchlecht ſten we

Kübler,“ ſagte der Schütz, der inzwiſchen von dem J
und dann von Friedrich gleichfalls mit einem Glaſe 2
grüßt, ſich am Tiſche ſeßhaft gemacht hatte teils weil es ih
bedünken mochte, hier ſei s gut Hütten bauen, tetls, weil er im
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Finwal will ich
ten Sodann
Herrn Oberbürgermei

önen, was er

Steckner

es dem e zum freien Bewohnen zur Verfügung
s ſtellen“ mrat Finger feierte in ſchwungvollenat

orten Stifter und Beſchenkten, der „in klarem Denken und
zielbewußtem Wollen das Steuer der Stadt ſtets mit feſter
Hand ge ührt und dem Halle ſoviel Gutes n r zu

Auf den poetiſchen Redeſchmuck des Herrn Ge
mit elegiſcher Proſa.

i n Niederungendes grauen geree zurück, wo üble Verleumdung ſelbſt einen
er nicht verſchont. Sei doch „die ganze Stadt

voll von Gerüchten“, daß man beim Oberbürgermeiſter
ein gebrochen und allerlei gute Sachen „die ſchwere Menge“
geſtohlen habe. Darunter nicht weniger als 17 Zentner
Butter, einige Zentner Mehl und dergleichen Koſtbarkeiten
mehr. Ein ganzes Faß Petroleum ſei weiter gebraucht worden,
um all die leckeren Dinge, die man zurücklaſſen mußte, unge
nießbar zu machen. Alles das, was ſich da die Leute erzählten,
ſei erfunden und erlogen. Es übbe niemand verſucht,
bei ihm einzubrechen. So ſchlechte Pſychologen ſeien die Spitz-
buben denn doch nicht, um bei einem Manne einzubrechen, der
der Kriegskoſt bis jetzt ſchon mehr als 45 Pfund Ge-
wichtsverluſt geopfert habe. Die Verleumder ſtänden zu
dem auf einem viel tieferen moraliſchen Niveau, als die Diebe.

Von der Stiftung, ſoweit ſie ihn beträfe, boffe er, daß ſie,
als ein Ausfluß von ſchöner Bürgertugend, mit dazu beitragen
möge, das Band zwiſchen den Bürgern der Stadt Halle und
ihrem Oberbürgermeiſter nur immer feſter zu knüpfen. Mit
Worten des Dankes übernahm hierauf Vorſteher Keil im Namen
der Stadtverordneten die „großartige Schenkung“. Womit die
Sitzung ſchloß.

Städtiſche Eigenbetriebe.
Allmählich kommen mehr Städte und Kommunalverbände

dazu, ſich Grund und Boden für große landwirtſchaftliche Be
triebe zu ſichern, um einesteils die Verſorgung der Bevölkerung
mit Lebensmitteln ſicherzuſtellen und andernteils auf die Preis
bildung der Ware beſtimmend einwirken zu können. Schon vor
dem Kriege wirkte in dieſer Hinſicht das Vorgehen der Stadt
Ulm vorbildlich. Während des Krieges hat eine ganze Anzahl
Städte Landgüter erworben, um Landwirtſchaft zu treiben.
Die Stadt Dort mund hat ſchon zu Beginn des Krieges in
den Weiden an der Rbön im Bereich ihres Waſſerwerks einen
großen land wirtſchaftlichen Betrieb eröffnet. Jetzt iſt ſie aber
weiter gegangen; ſie hat vom oldenburgiſchen Staat 6000 Mor-
gen Hochmoorfläche erworben, um ſie zu kultivieren und zu be
wirtſchaften. Die Kiltivierung der Hochmoore mit den moder-
nen Mitteln der Technik iſt überaus erfolgreich und gewinn-
bringend. Soviel ſteht feſt, hätte der Staat vor Jahrzehnten
die Kultivierung der Oedländereien und Moore ſehr ernſtlih
betrieben, um unſere Volksernährung ſtände es während des
Krieges entſchieden beſſer. Das vorige Jahr hat als Mißernte-
jahr gegolten; aber in den Moorkulturen im Nordweſten hat
man immer noch pro Morgen 100 bis 125 Zentner Kartoffeln
geerntet, während im Reichsdurchſchnitt ſchon 80 bis 90 Zent-
ner pro Morgen als gute Ernte gilt. Ein anderes Beiſpiel
Dort im Moor im Nordweſten iſt ein neues Gut angelegt wor-
den, das voriges Jahr ſein erſtes Erntejahr hatte. Die Koſten
für den Erwerb von Grund und Boden. die Koſten für Jnven-
tar und ſämtliche Kulturarbeit und die Koſten für die notwen
digen Gebänlichkeiten wurden durch den erſten Ernteertrag
giatt gedeckt und überdies noch ein reiner Ueberſchuß. von 85 000
Mark gemacht. Da ſieht man, wie die Landwirtſchaft und auch
die Kultivierung des Mvores ſich lohnt. Die Stadt Dortmund
gedenkt auf ihrem Beſitz neben Ackerwirtſchaft auch Viehwirt-
ſchaft zu treiben; ſie iſt in der Lage, dort 7000 Stück Rindvieh
und 20 000 Schweine zu halten. Der Beſitz eignet ſich ferner
ſür die Errichtung von Fürſorgeanſtalten und Ferienheimen.
Die Verkehrsverhältniſſe ſind günſtig: die erzielten Produkte
können mittels Bahn, aber auch mittels Schiff über den Kanal
nach Dortmund gebracht werden. Es mag auch erwähnt werden,
daß die in Deutſchland vorbandenen Moorflächen etwa die
Größe des Königreichs Württemberg haben. Die Nachfrage iſt
ſebr ſtark, und in einigen Jahren wird wildes Moor nicht mehr
zu haben ſein. Der Abban der mächtigen Torflager (Strentorf
und Brenntorf) kann nach freier Entſchließung neben der Land-
wirtſchaft betrieben werden.

danken habe.
heimrats folgte der

Neue Bekanntmachungen.
Der Verkauf von Haferflocken für Kinder und Jugendliche

wird am Mittwoch in der Talamtſchule fortgeſetzt.
Rapsſpinat wird in der Talamtſchule ebenfalls noch ver

kauft.

Sitzen ſeine angehende Trunkenheit beſſer verbergen zu können
glaubte. Dies gelang ihm auch, und er wurde ſehr geſprächig,
wobei er freilich zuweilen ſtark mit der Zunge anſtieß, auch
ſeine Amtsſtimme über die Gebühr anſtrengte, was jedoch auf
dem Lande, wo jeder im Reden ein wenig ſchreit, nicht be
ſonders aufzufallew pflegt. „Dem Küfer da drüben iſt's nicht
ſo gut gegangen,“ fuhr er fort, „den werdet ihr heut' abend
noch nirgends geſehen haben.“

„Nein, er iſt ein ſtiller Mann,“ ſagte der Bäcker, der ſein
Glas ſtehend am Ofen trank und ſeine Frau dann und wann
ein wenig in der Bedienung ablöſte; „man ſieht ihn nie außerm
Haus, als wenn ihm das Geſchäft hinausführt, und am Fenſter
läßt er ſich auch ſelten blicken. Er iſt eingezogen, wie nicht
leicht einer.“
„Abſonderlich heut'!“ lachte der Schütz. „Da wär's eine

Kunſt für ihn ſich an ſeinem eigenen Fenſter ſehen zu laſſen,
W wo er jetzt iſt, wird er freilich nicht gern ans Fenſter
gehen.“
d „Was? Jch will nicht hoffen!“ rief der Jnvalide. „Jſt er

enn
„Eingezogen, wie der Beck bereits geſagt hat.“
„Der Küfer iſt eingeſteckt?“ riefen alle zuſammen.
„Ach, er ſitzt eben ein wenig bei mir im Hauszins,“ ſagte der

Schütz, „und frieren tut's ihn nicht, denn ich hab' ihm einen
guten warmen Ofen gemacht; ſonſt tät' er's nicht aushalten die
vierundzwangzig Stunden im Turn.“

„Der Küfer im Turnl“ rief alles. „Was hat er den getian?“
fragte der Bäcker. „Der tut ja keinem Hühnle weh und iſt ſo
ein ruhiger Mann, daß es viel iſt, wenn man nur in der Nach
barſchaft merkt, ob er zu Haus iſt, oder nicht.“

„Was hat er gebosget?“ fragte der Kübler.
„Gr muß ſein Weib doch ſehr leiſ geſchlagen haben, wenn

Jhr nichts davon gehört habt, Beck,“ ſagte der Schütz.
„Ja was, ſo hab' ich's nicht gemeint,“ ſagte der Bäcker;

n r Stuß gibt's überall, auch in der ſtillſten Haus-
altung.“
„Ein Weib prügeln, das iſt doch keine ſo beſondere Sach',“

riefen die andern durcheinander. „Und die Küferin,“ meinte
einer, „hat's eben auch dann und wann nötig.“

„Die Weiber,“ bemerkte der Bäcker, „müſſen iebott (zuweilem)
Streich' han', ſonſt meinen ſie, man hab' ſie nicht lieb.“

„Aha, Beckin,“ riefen die Gäſte, „hat er Euch ſeine Liebe auch

ſchon bewieſen ßein' macht nur Spaß,“ ſagte ſie, „mich hat er

gen iſt der Küfer in Turn kommen?“ fragte
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Vom Hausarbeitsgeſetze ſind durch kaiſerliche r
die 8 3, 4 vom 1. Januar 19i6 an in Kraft geſe
worden. Durch dieſe Paragraphen wird, worauf die
verwaltung hinweiſt, vorgeſchrieben, daß in denjenigen R
men, in welchen Arbeit e chgewonnren n ausgegeben
oder Arbeit ſolcher Perſonen abgenommen wird, den Haus
arbeitern durch offene Auslage von Lohnverzeich
niſſen oder Aushängen von Lohntafeln die Mög-
lichkeit gegeben ſein muß, ſich über die für die einzelnen in
dieſen Räumen zur Ausgabe gelangenden Arbeiten jeweilig
ten Löhne zu unterrichten, und daß derjenige, welcher
Arbeit für Hausarbeiten ausgibt, verpflichtet iſt, hierbei den
enigen, welche die Arbeit entgegennehmen, auf ſeine Koſten
ohnbücher oder Arbeitszettel aushändigen,

welche Art und Umfang der Arbeit ſowie die dafür feſtgeſetz
ten Löhne oder Preiſe enthalten. Dieſe Beſtimmungen gelten
indeſſen nicht für Werkſtätten, in denen ausſchließlich für den
perſönlichen Bedarf des Beſtellers oder ſeiner Angehörigen ge
arbeitet wird (Werkſtätten ſelbſtändiger Meiſter, die allein
oder nur mit Familienmitgliedern arbeiten), und ſie gelten
nicht für das Ausarbeiten neuer Muſter. Allgemein iſt end
lich wiederruflich zugelaſſen, daß von der Möglichkeit, ſich über
die gezahlten Löhne zu unterrichten, (S 3 des Geſetzes) ab-
geſehen werden kann bei der Ausgabe von Arbeiten, die nach
beſonderer Angabe des Beſtellers auszuführen ſind und von
den durch Namen, Nummern, Muſterſtücken, Zeichnungen und
dergleichen für den Verkauf feſtgelegten Grundmuſtern weſent-
lich abweichen, ſolange ſie nicht durch Wiederholung f. ige
Verkaufsgegenſtände geworden ſind. Keine Arbeit darf unter
mehr als einer Nummer oder mehr als einem Kennwort in die
Lohnverzeichniſſe eingetragen werden.

Ferien- Ordnung im Schuljahr 1918/19. Für alle Schuk-
gattungen in den Orten mit höheren Schulen oder Lehrer-
i Seminaren in der Provinz Sachſen iſt, wie der
Mobilmachungsausſchuß vom Roten Kreuz bekanntgibt, nach-
ſtehende Ferienordnung feſtgeſetzi worden. Oſterferien 16 Tage
vom 23. März bis 9. April, Pfingſtferien 6 Tage vom 17. Mai
bis 24. Mai, Sommerferien 31 Tage vom 5. Juli bis 6. Auguſt,
Herbſtferien 11 Tage vom 28. September bis 10. Oktober,
Weirhnachtsferien 16 Tage vom 21. Dezember 1918 bis 7. Januar
1919. Schluß des Schuljahres: Sonnabend, den 12. April 1919.
Das erſte Datum gibt jedesmal den Tag des Scehnulſchluſſes, das
zweite den Tag des Unterrichtsbeginns an. Für die Stadt
Halle werden die Sommerferien vom 12. Juli bis 13. Auguſt
feſtgeſetzt Am 23. März findet nur Abſchlußfeier und Zeugnis-
verteilung ſtatt; am 17. Mai und am 5. Juli iſt der Unterricht
völlig durchzuhalten; am 28. September und am 21. Dezember
dauert der Unterricht bis 11 Uhr.

Einſchränkungen im Feldpoſtverkehr. Amtlich wird mit-
geteilt: Wegen der großen Beförderungsſchwierigkeiten werden
Privatſendungen im Gewicht von über 50Gramm (Feldpoſtpäckchen) an Heeresangehörige und
zwar ohne Unterſchied, ob die Sendungen an Heeresangehörige
im Felde oder an Angehörige im Jnlande befindlicher Truppen
gerichtet ſind, für die Zeit vom 15. bis einſchl. 24. De
zember von den Poſtanſtalten weder angenommen
noch befördert. Die gleiche Verkehrsbeſchränkung tritt
mit Rückſicht auf den Neujahrsbriefverkehr wie im Vorjahr
für die Zeit vom 29. Dezember bis einſchl. 2. Januar ein. Das
Publikum wird gebeten, mit der Auflieferung von Sendungen
mit Weihnachtsgaben an Heeresangehörige nicht bis zu
den letzten Tagen vor Eintritt der Sperre zu warten, ſondern
die Sendungen möglichſt ſchon in den erſten 8 Tagen des De-
zember aufzuliefern, da für ſpäter eingelieferte Sendungen
kaum die Möglichkeit beſteht, ſie bis zum Weihnachtsfeſte den
Empfängern zuzuſtellen.

Wiederverwertung von Stoffabfällen. Jn letzter Zeit
wird in der Preſſe vielfach zur Sammlung und Ablieferung
von Alt-Textilen (Lumpen und Stoffabfällen) aufgefordert,
um dieſe einer Verabreichung er Zwecke der Verſorgung Be-
därftiger wit. Untertleidüng eder dergl. zuzufübren. Amtlich
wird darauf hingewieſen, daß ſämtliche Beſtände an Lumpen
und neuen Stoffabfällen auf Grund der Beſtimmungen der
Bekanntmachung W. IV 900/4. 16 K. R. A. beſchlagnahmt ſind
und eine Veräußerung von Verarbeiter, ſelbſt wenn die
Verarbeitungfürwohltätige Zweckeerfolgen
ſoll, verboten iſt Die Wiederverwertung ſolcher Ab-
fälle iſt von der Kriegs-Rohſtoff- Abteilung des Kgl. Preußiſchen
Kriegsminiſteriums geregelt.

Jm Stadttheater kommt heute, Dienstag, den 27., Stern
heims Luſtſpiel Perleberg zur Aufführung. Mittwoch Die ver-
kaufte Braut, Oper von Smetana, Donnerstag Der Waffen-
ſchmied von Lortzing, Freitag zum erſtenmal Die Komödie der
Jrrungen, Luſtſpiel von Shakeſpeare. Am Sonnabend, den 1.,
wird nachmittags 325 Uhr als Schülervorſtellung Schillers
Maria Stuart zu ermäßigten Preiſen gegeben, abends 725
Uhr, findet eine Aufführung der Pergoleſiſchen Oper La Serva
Padrona, in der Bearbeitung von Prof. Abert, und des Kleiſt-
ſchen Luſtſpiels Der zerbrochene Krug mit Leopold Sachſe als
Adam ſtatt. Der Sonntag- Spielplan bringt nachmittags 34
Uhr die Millöckerſche Operette Der Bettelſtudent als Fremden-
vorſtellung zu ermäßigten Preiſen, abends 726 Uhr eine
Wiederholung von Smetanas Oper Die verkaufte Braut.

rer

„Bewahre!“ antwortete der Schütz, „bloß vor Kirchenkonvent.
Sein Schwäher, der Schneider, hat ihn beim Herrn Pfarrer
verklagt, daß er, wie der Herr Pfarrer mir erzählt hat, ſein
Weib um nichtswürdiger Urſachen willen jämmerlich traktiert
hab'. Alſo hat mich der Herr Pfarrer zum Herrn Amtmann
geſchickt. Der hat aber gleich geſagt, da werde es etwas ſetzen,
denn der Küfer ſei zwar in ſeinem Handwerk fleißig und kein
übler Haushälter, aber ſonſt ein eigenſinniger, hartnäckiger
Geſell. Es ging auch ſo, wie der Herr Amtmann geſagt hatte,
denn obwohl man mich zweimal zu ihm ſchickte, denn ich muß
eben alles ausrichten, weil der Herr Amtmann den Amts-
knecht faſt gang ins Haus braucht, als ſeinen Leibdiener, ſo
kam er doch nicht, ſo daß ich ihn zu letzt mit zwei Männern hab'
holen müſſen. Das hat er aber wohlweislich vorausgeſehen
und ſich in's Sternwirts Keller etwas zu ſchaffen gemacht, da-
mit ihm der Spektakel nicht in ſeinem Haus über den Hals
käm'.

„Und darum iſt er in Turn kommen?“
Müllerknecht.

„Nein, er hat dann böſe Reden geführt, denn ſo ſtill er ſonſt
ſein mag, ſo hat er vor Konvent das Maul weit aufgetan.
Wie man ihm fürgehalten hat, warum er ungehorſam geweſen
ſei, hat er geſagt, er habe vor dem Kirchenkonvent nichts zu
ſchaffen, es ſei ihm ſolches ein Schimpf, ſein Weib hab' die
Schläg' nötig, der vorige Pfarrer und Amtmann haben ihm
ſelber geſagt, er ſolle ſie nur ſchlagen, wenn ſie's brauche.
Wenn ihn der Herr Amtmann für ſich zitiere zum weltlichen
Amt, ſo komme er, und man brauche ihm nicht mit dem Holz-
ſchlägel zu winken, aber auf kirchenkonventliche Zitation komme
er nicht, ſonderlich, wenn man ihm den Büttel ſchicke damit
hatte er mich gemeint; man ſolle ihm ein geſchworen Weib
ſchicken oder die Hebamme, das ſeien des Pfarrers ſeine Amts
boten.“

Alles lachte zuſammen.
„Zuletzt iſt's dann vollends fauſtdick kommen,“ fuhr der Schütz

fort. „Da hat er ſich vernehmen laſſen, es geh' hier viel Un
ordnung vor, ſo nicht geſtraft werd', der Pfarrer melier' ſich
mit hieſigen Weibern, die Leute reden ihm viel nach. Jch hab'
vor der Tür nicht alles verſtanden, denn vorher hat er ein
wenig geſchrien, das Schärfſt' aber hat er nicht mehr ſo laut
geſagt, er wird gedacht haben, es ſchalle auch ſo noch deutlich in
die Ohren. Den Herr Pfarrer aber hat man nachher verſtehen
können, der hat ihn angeſchrauen, er ſei ein liederlicher Geſell,
was er denn von ihm ſagen könne? Und man müſſe die S
ans löbliche Oberamt nach Göppingen berichten. Der
Amtmann aber hat ihn einſtweilen in Turn ſperren laſſen.

(Fortſetzung folgt.

wiederholte der
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ba Bey enn e vriette II vorgenomMächtigkeit des e rer e befindlges feſtzuſtellen, da ein e di er
das letztere beſeitigen ſoll. Das e

aus nach Oſten und dem Altengelande d ausdehnt.
hinreichend aboebohrt worden, weshalb die rbis Schkeuditz von verſchiedenen Geſellſchaften betrieben ſo

Dobis. Jn der Dunkelheitin einen Steinbruch
geſtürzt. Ein alter Mann wollte, in der Dunkelheit vonauswärts kommend, nach Wettin gehen, kam aber vom wo

ab und ſtürzte in den tiefen, zwiſchen Dobis und Wettin liden Steinbruch. Der anderen Tages patrouillierende nr-
hüter wurde durch die Hilferufe auf den mit zerbrochenen Glied
maßen Da liegenden aufmerkſam und nahm ich des Bedauerns
werten an. Nachdem der hinzugezogene Arzt einen Notverbandangelegt, mußte der Schwerverletzte einem Krankenhanſe in

Halle überwieſen werden.

Gewerkſchaftliches.
Die Gewerkſchaften gegen die Schnellzugszuſchläge.

Die Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands hat
am 16. und 17. November zwei Eingaben gegen die Verteuerung
des Reiſens mit Schnellzügen an den preußiſchen Eiſenbahn
miniſter Breitenbach gerichtet. Sie fordert grundſätzlich die
Regierung auf. auf dieſe verfehlte Maßnahme völlig zu ver
zichten, da ſie einer Verteuernng der geſamten Kriegswirtſchaft
gleichtommt. Sollte aber darauf nicht eingegangen werden, ſo
derlangt ſie Befreiung von den t h für dieGewerkſchaftsfunktionäre bei Dienſtreiſen für ihre BVerbände,
für die Mitglieder von Schlichtungsausſchüſſen bei Reiſen zur
Teilnahme an den Sitzungen ihrer Ausſchüſſe und für Arbeiter
der Kriegswirtſchaft bei Urlaubsreiſen zum Beſuch ihrer Fami-
lie. Die Gewerkſchaften müſſen heute mit wenig Arbeitskräften
eine ſtark angewachſene Verbandstätigkeit bewältigen; ſie ſind
deshalb auf den Schnellzugsverkehr angewieſen. Ebenſo ſind
dieſe Zuſchläge eine große und ungerechte Härte gegen die vielen
tauſend Arbeiter, die als Hilfsdienſtpflichtige weit von der Hei-
mat entfernt kriegsnotwendige Arbeit leiſten müſſen ſie habennur ausnahmsweiſe ein paar h m m Beſuche ihrer
Familien und müßten dieſe vollſt Eiſenbahn zu
r wenn ſie ſich nicht des bedienen
wo

Es wird ſehr interefſant F7 die Antwort der Regie-
a auf dieſe Eingabe der Generalkommiſſion kennen zu
ernen.

=„JWW—DJ Amtliche Wetteranſage.
Mittwoch, den 28. November: Veränderlich, zunächſt etwas

Berlin iſtAnblick des erſten über worden.e Noch am Sonnabend e h
vrember l en hre t einem Tagesmittel 11h er r e eNullgrad Schneefali ein. Die Schneedecke

i

z Zentimeter, im Südendünner. In den Straßen Berlins verdr
den Schnee. Jm übrigen war der Schneefae t die Kiü h inun eufahrwaſſer trat tag vormittSchneetr

eiben ein. Die nächſten Tage 7 r
Wetter bei nächtlichem Froſt und leichter

Stockholms Fleiſchvorräte verbrannt!
Kopenhagen, 26. November. Berlingſke Tidende meldet

aus Stockholm Das gr ſtädtiſche Gefrierhans, in dem
faſt die geſamten Fleiſchvor te für den Winter lagerten, iſt
niedergebrannt. Es konnten nur geringe Mengen Fleiſch ge
rettet werden.

Stockholm 25. November. Ein w. m umfang-reiches Feuer wütet ſeit geſtern in Zelluloſe-
n in Karſär bei Gefbe. Papiermaſſe von7 Millionen Kronen Wert ſteht in Flammen.

Die großen Brände in Amerika.
Die Times meldet aus Nenvork: Durch Großfene r wur

den in Amerika während des Monats Oktober Schäden im Be
trage von 368 Millionen Dollar angerichtet. 270Großfeuer brachen aus gern 193 im September und 211
im Auguſt. Beſonders durch das Großfeuer im Hafen von
Brooklyn wurden gewaltige Getreidemengen vernichtet.

Berſchuſlden eines Eiſenbahnunglücks. Ratibor, 26. No
vember. Die hieſige Strafkammer verurteilte den Lokomotiv
führer Berger, der das Eiſenbahnunglück im Bahnhof Pol
niſch-Neukirch verſchuldet hatte, wobei neun Menſchen ge
tötet und über fünfzig verletzt wurden, wegen fahrläſſiger
Tötung und Gefährdung eines Eiſenbahntransports zu einem
Jahre Gefängnis.

e er

e denn W. Feerg,entra eldung unbefſtäti Gerüchtdaß es dem Zaren gelungen ſei, von Liteiſr nach 77

zu flüchten.
lizeiliches Anſtelverbot in Wien. Aus Wien wird be-

et: Die Polizei hat einen Erlaß herausgegeben, der dasFaſteüien in der Zeit von 7 Uhr abends bis s Uhr morgens ver-

milder, Niederſchläge in Schauern.
lietet; Kindern unter 12 r en wurde das Anſtellen auch während des Tages verboten. Das Verbot iſt eine Halbheit und ein

heater.WalhaliaThoau
4 Ahschieds- Vorstellungen der

Operetten-Gesellschaft Alfr. Dedak.
Meute zum 2. Maler

„Die Iustige v
Operefte von Lehar.

Volkspark z
2 Morgen, Mtitwooh, 28. Noveomber, nachmittags

Verwundeten Frei Konzert.
8270 Die Gesohättsleitung.T
e KHur noch Tage! h

Ledevſohlen ſchonen
(da der Verkauf ab 1. Dezember

W C. Müller Nachk. leclerhanalung,
Leipzigerſtraße 66

eeeeeeegegergergee
Bilder-Bücher,

in allen Preislagen, von 20 Pfg. bis 3 Mk.,

Märchen Bücher und
Jugend-Schriften,

Malbücher, Tuſchkaften,
Schul-Torniſter,

Schiefer- Kaſten n. Tafeln,
Tafel Schwämme.

Zu beziehen durch die

Volks-Buchhandlung,
Harz 42/44.

NB. Unfere auswärtigen Expedienten machen wir
aufmerkſam, doch recht bald ihre Beſtellungen zu machen,
damit wir die ſchon jetzt ſehr zahlreich einlaufenden
Beſtellungen ausführen können.
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Hutfassons und garnierte Hüte
in Pläseh, Sammet, Velour und Filz, in wirklich eobönerAuswahl zu vorteilhaften Preisen. 2868

s Regenkappen Seidenkappen Waohstuchhilte T.
à Im Kaufhaus H. Elkan, leipzlgerstrasse 87.

Partei Schriften en handiung.

Vetallarbellerverba
Perwoltung falle a. da

Sonnabend, den 15. Dezember,
abends 8 Ahr im „Volkspark“

General-Versammlung.
Anträge, die zur Beratung kommen ſollen, müſſen

bis Montag, den 3. Dezember, im Verbands-
Burean eingereicht ſein.Ohne Ritgliedsbuch und Delegiertenkarte kein Einlß

Die Ortsverwaltung.
Tollette- Artlkel.len arike. Silber
a

Eream. Tube 58 u. 88

u. 38 kauftJuwelier Tittel.
Schmeerſtraße 12. 2867

kuhrräder!
en Eregain, Tube I.45 u.

1.95

Herren- und Pamenräder.

es
Raſier- Pulver, Paket 58

Gl iuder ier (Bagei v erſtein, Aus 33
Sgaxmwgſw Pulver, Vaket 20

d 32 zu kaufen 2 3874Vng Rum, Flaſche 1.68 ne e re Leo
Kaufhauus H. Elkan, Ansiehts-Postkarten

empfiehlt Die Volksbuchdandinng.
Halle g. leiprigerstt. 87.

Amthiche Bekanntmachungen.
Städtiſcher Haferflocken-Verkanf auf beſondere Bezugskarten

für Kinder bis zu 12 Jahren und Jngendliche von 12-- 17 Jahrenin der Talamtſchule, am Mittwoch, dem 28. November 1917. Zu-

gelaſſen zum Einkauf werden die Nummern der Lebensmittelſcheine
35 001--70 000 vormittags von 8 12 und nachmittags von 2 6Uhr, ſofern ſie auf die betreffenden Abſchnitte der beſonderen grünen u.
geiben Warenbezugskarten noch keine Haferflocken erhalten haben.
Für jeden Abſchnitt kann ein halbes Pfund zum Preiſe von 28 Pf.
verabfolgt werden. Die Abſchnitte D der grünen und die Ab-
ſchnitte O der gelben Warenbezugskarten verlieren am Mittwoch
dem 28 November 1917 ihre Guültigkeit.

Zur Beſchleunigung der u wolle man abgezähltes
Geld (vor allem Kupfergeld) bereithalten

Der Magiſtrat.Halle, den 27. November 1917.

r für Pouitir, VDarteing ichricheen, Sewerkſchafeliches uns AkUertet

er Feuilleton, Salle und Saalkreis und A Karlnzeigen S Herz ig; Verlag: Volksdlatt S. m S
Senoffenſchaftsbuchdruckeret e. S. m. v. H., ſämtlich i Salle Drne: Saleſqe

m

zur Veröffentlichung periodiſch
ederkehrender

„Feranſtaltungen
eſelligen,Vitideſt lichen Vereine im Ver

gehn jeden Dienstag und
Freit Feitagi Jahresbeitrag 5 k

[Nanie Saale

z AlbelterGänger-Chor.
V d. 30. November pünkt ech abds. 9 Uhr. im Volkspark:

Singeſtunde.

frauen Ezächencor. Sach
L um S Uhr im Volkspark:ingeſtunde.

Turnverein „fichto“
Turnſtunden: Turnhalle Ober-
Realſchule, Eing. eſtraße.
Männer-Abteilung: r und

Freitag, re 8 10 U vTurnerinnen Abtei ittwoch, abends 8--10 tr.

u A d LSonnabend abendgen. Kraſt: e n e

TouriſtenVer. „Raturfreunde.“
Fran den 29. November
ten auf dem Marttplat abds.

Karbidkunden:
für Januar werden noch an
genommen bis Z0. November.

C. Wurmstich,
Merseburgerstr. 163.

politiſchen und

Nur noch 4 Tage
Abends Uhr: 2872

/Am goldenen on

drig.-türt. Ansrtattungroperette

in 8 Akten. Text und Musik
von Beyler-Bey.

Vorverkauf 9-1 u. 5-6 Uhr.

Sludt-Zpegter Hoſe
Direktion: Leopold Sachse.

Mittwoch den 28. November 1917:

z Die verkaufte Braut,
Komiſche S drei Aufzügen

von Friedr ch Smetana.
Donnerstag, den den 29. Rovbr. 1917:

Der WVaſſensohmied.,
900096839000900000000

Siegrsich
brennende

Arten Zigarren
in Feldposthriefen

(känf Zigarren oder dreiesig
Zigarotten portofreſö

empfieblt in bekannter Güte

J. Samow
Nachf. (H. Spengler),
Geiststrasse S.

v Maurer V
nach auswärts, für kriegswichtigen Betrieb, r Wintorarbeit.
Stundenlohn 1.50 Mk., bei 10 ſtünd. Arveitszeit, ſtellt ſofort ein

Bartnei, Tiefbau unternehmung,
Rudolf Hamnſtraße 42,

Verkauf von Raps Spingt.
Der Verkauf von RapsSpinat wird am Mittwoch den 28. Nov.,

vormittags von 8 i 12 Uhr und nachmittags von 2--6 Uhr, in der
Talamtſchule zum von 20 Pfg. für das Pfund fortgeſetzt.

Halle, den 27. November 1917. Der Magiſtrat.Meldung der Terrrarger von Kohlen über 10 Tonnen

mongtlicher Verbrauch.
Der Reichskommiſſar für die Kohlenverteilung Berlin hat für

die Zeit vom 1. bis 5. Dezember ds. wiederum eine Ein
reichung von Meldekarten für gewerbliche Verbraucher von Kohle,Koks und Briketts gemäß der Bekanntmachung vom 17 Juni 1917
angeordnet. Die Meldungen der Verbraucher (über 10 Tonnen
monatlicher Verbrauch) ſind auf Meldekarten anzugeben, die vonden bisherigen nur unweſentlich abweichen und als Dezember
Meldekarte zu bezeichnen ſind m übrigen gelten auch für die

m Dezember Meldungen die gleichen Beſtimmungen wie ſie in unſerer
Bekanntmachung vom 27. ober ds. Js. für die November Mel
dungen bekannt gegeben worden ſind.

Die Meldekarten Vordrucke für die im Stadtkreis Halle an
ſäfſigen meldepflichtigen Verbraucher ſind von der Ortskohlenſtelle,
Marktplatz 22, von 9 bis 1 Uhr vormittags, zu beziehen.

Halle, den 22. November 1017. Die Ortstohlenſtelle.

Werkzeugſchloſſer
ſtellt ein

Schraubdenfabrik Diemih.
Zum ſofortigen Antritt

Wächiter
resneht. Unbeſcholt. Leute mit

V ſich melden.w. Weach. und Fohlies
ellſchaft m. b. H.

Wir ten ti
Neben bengrbeß an Ehren i

NRoimbaoh Nacht. Cöln.

Hoden- Zeitungen
in großer Auswahl.

Volksbuch handle
Halle (Saale), Harz 42/

Erfahrene
khel,

Cſenhobler und

Rucn ohſet
Gen

Elend
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